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die Funktionstüchtigkeit des Kfz nicht eingeschränkt ist (z. B. 
bei Mängeln an den Zierleisten oder der Lackierung), kann 
aus Kapazitätsgründen oder im Interesse des Käufers (etwa 
wenn er das Kfz für eine Urlaubsfahrt benötigt) bei der Män­
gelanzeige ein späterer Nachbesserungstermin vereinbart 
werden. Die Verlängerung der Garantiezeit bezieht sich u. E. 
dann, wenn das Kfz bis zum Nachbesserungstermin uneinge­
schränkt genutzt werden kann, auf den Zeitraum von der 
Übergabe des Kfz an den Garantieverpflichteten bis zur Rück­
gabe an den Garantieberechtigten. Das bedeutet keine Ein­
schränkung der Garantierechte des Käufers, da ihm das Kfz 
für den gesamten Garantiezeitraum zur Nutzung zur Ver­
fügung steht. Der zu vereinbarende Nachbesserungstermin 
sollte jedoch stets innerhalb des gesetzlichen Garantiezeit­
raums liegen.18

Wurde der (rechtzeitig) angezeigte Mangel erst nach Ab­
lauf der Garantiezeit beseitigt, muß eine solche Restgarantie­
zeit gewährleistet werden, die dem Zeitraum von der Mängel­
anzeige bis zum Ablauf der gesetzlichen Garantiezeit ent­
spricht.19

Preisminderung, Erstattung notwendiger Aufwendungen 
und Schadenersatz

Wird der Mangel durch die Nachbesserung nicht vollständig 
behoben, kann zusätzlich Preisminderung gefordert werden. 
Zur Entscheidung über die Preisminderung ist gemäß § 151 
ZGB allerdings nur der Verkäufer berechtigt, so daß insofern 
der Hinweis durch die Vertragswerkstatt an den Garantie­
berechtigten, diesen Anspruch gegen den Verkäufer geltend 
zu machen, zulässig ist.

Preisminderung sollte nur für solche Mängel angewendet 
werden, die die Betriebs- und Verkehrssicherheit des Kfz 
nicht beeinträchtigen, so daß es gefahrlos genutzt werden 
kann. Wurde Preisminderung beim Verkauf oder während 
der Garantie für an sich nachbesserungsfähige Mängel ver­
einbart, kann der Käufer diese Mängel selbst oder durch 
einen Instandhaltungsbetrieb beheben lassen. Eine Verlänge­
rung der Garantiezeit erfolgt jedoch in diesem Fall nicht.

Der Verkäufer hat die Preisminderung in die Garantie­
unterlagen des Kfz einzutragen. Wird sie lediglich auf dem 
Kaufvertrag vermerkt, kann es zu Konflikten kommen, wenn 
eine Vertragswerkstatt in Unkenntnis der Preisminderung die 
Behebung dieses Mangels als Nachbesserung abrechnet. Nach 
gewährter Preisminderung kann jedoch für den betreffenden 
Mangel kein weiterer Garantieanspruch geltend gemacht wer­
den, so daß u. E. für diese Fälle ein Rückforderungsanspruch 
der Nachbesserungskosten aus §§ 358, 357 ZGB gegeben ist.

Gemäß § 155 Abs. 1 ZGB kann der Käufer vom Garantie­
verpflichteten, bei dem er berechtigt Garantieansprüche gel­
tend gemacht hat, die Erstattung damit verbundener notwen­
diger Aufwendungen20 verlangen. Bei Geltendmachung des 
Nachbesserungsanspruchs gegenüber einer Garantiewerkstatt 
ist diese also auch zur Erstattung notwendiger Aufwendungen 
verpflichtet.21 Dagegen kann Ersatz für einen Schaden, der 
durch den Mangel verursacht wurde (Mangelfolgeschaden), 
nur vom Verkäufer oder Hersteller (§ 156 ZGB) verlangt 
werden22; bei solchen Schadensfällen während der ausschließ­
lichen Geltung der Zusatzgarantie (d. h. nach Ablauf der ge­
setzlichen Garantie) kann nur der Hersteller in Anspruch ge­
nommen werden.23

Ansprüche aus der Zusatzgarantie

Alleiniger Garantieverpflichteter aus der Zusatzgarantie ist 
der Hersteller bzw. der importierende Außenhandelsbetrieb. 
Auch wenn fast alle Nachbesserungsansprüche durch Ver­
tragswerkstätten erfüllt werden, sind diese — im Unterschied 
zur gesetzlichen Garantie — keine Garantieverpflichteten. 
Daher sind die Vertragswerkstätten bei der Geltendmachung 
von Ansprüchen aus der Zusatzgarantie auf dem Gerichts­
weg auch nicht passiv legitimiert24 Dennoch wurden den Ver­
tragswerkstätten weitgehende Entscheidungsbefugnisse über 
die Anerkennung von Garantieansprüchen aus der Zusatz- 
garäntie durch die Hersteller übertragen. Wird jedoch zwi­
schen dem Käufer und der Vertragswerkstatt keine Einigung

über die Anerkennung eines Anspruchs erzielt, hat grundsätz­
lich der Hersteller die Entscheidung zu treffen.25 Hinsichtlich 
der Fristen für Nachbesserungen aus der Zusatzgarantie 
existieren gegenwärtig keine Regelungen. (Die [1.] DVO zum 
ZGB ist auf die Zusatzgarantie nicht anwendbar.) Dadurch 
entstehen Probleme bei der Bestimmung angemessener Fri­
sten, in denen die berechtigten Interessen des Käufers durch 
Nachbesserung gewahrt werden bzw. nach deren Ablauf 
andere Garantieleistungen zu erbringen sind. Der Vorschlag, 
die Hejsteller sollten in den Bedingungen für die Zusatz­
garantie Nachbesserungsfristen festlegen26, ist daher nach­
drücklich zu unterstützen.

Ansprüche aus der Garantie nach Ablauf der Garantiezeit

Gemäß § 149 Abs. 3 ZGB kann der Käufer unter bestimmten 
Voraussetzungen auch nach Ablauf der Garantiezeit An­
sprüche aus der gesetzlichen Garantie geltend machen. Solche 
Fälle kommen in der Praxis jedoch äußerst selten vor. An 
das Vorliegen dieser Voraussetzungen sind strenge Anforde­
rungen zu stellen.27 Eine Auswertung von Entscheidungen der 
Rechtsprechung zu diesem Problemkreis läßt u. E. folgende 
Hauptkriterien erkennen:

a) Ein grober Verstoß gegen Grundsätze der Materialaus­
wahl, der Fertigung und der Montage liegt nur dann vor, 
wenn die Mängel ohne besondere technische Hilfsmittel er­
kannt und somit verhindert werden können. Einzelne ver­
deckte Fehler in der Serienproduktion (sog. Ausreißer), die 
ohne lückenlose Überprüfung (z. B. durch Röntgenkontrollen) 
nicht aufgedeckt werden können, berechtigen nicht zu An­
sprüchen gemäß § 149 Abs. 3 ZGB.

b) Einzelne Materialfehler, ohne daß das gesamte Mate­
rial nach dem Stand der wissenschaftlichen Erkenntnisse für 
den Verwendungszweck unbrauchbar ist, stellen keinen gro­
ben Verstoß gegen elementare Grundsätze der Materialaus­
wahl dar. Qualitätsschwankungen des verwendeten Mate­
rials — wenn es grundsätzlich den Anforderungen entspricht — 
sind tolerierbar.

c) Nachlässigkeiten und Fehler bei der Einhaltung der 
Fertigungstechnologie (z. B. Untergrundbehandlung vor Auf­
trägen des Lackes) können als grober Verstoß gelten, wenn 
dadurch die Nutzungsdauer erheblich eingeschränkt ist (z. B. 
starke Unterrostungen nach relativ kurzer Zeit).

Soweit die Mängel nicht offenkundig sind, ist es für den 
Käufer meist nur durch Sachverständigengutachten möglich, 
den Nachweis der Voraussetzungen nach § 149 Abs. 3 ZGB zu 
erbringen. In diesen Fällen haben die Garantieverpflichteten 
auf Grund ihrer Sachkenntnis u. E. die Verpflichtung, zur 
Aufklärung des Sachverhalts beizutragen.28

Dem Käufer stehen bei Anerkennung seines Garantie­
anspruchs nach Ablauf der Garantiezeit die innerhalb der 
gesetzlichen Garantie bestehenden Rechte zu, einschließlich 
des Ersatzes von Mangelfolgeschäden (§ 156 ZGB) und der 
Gefahrtragung in bezug auf das übergebene Kfz durch den 
Garantieverpflichteten (§ 155 Abs. 2 ZGB). Die Regelungen 
des § 158 Abs. 1 Satz 2 und 3 ZGB zur Entscheidung über die 
Anerkennung des Garantieanspruchs sind auf Ansprüche aus 
der Garantie nach Ablauf der Garantiezeit nicht anwend­
bar.29
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